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Abkommen gegen geschlechtsspezifische Gewalt gegen Frauen und Mädchen nach spanischem Vorbild auch in Deutschland

Beschluss:

Der Landesparteitag der SPD-Hamburg möge zur Weiterleitung an den Bundesparteitag der

SPD beschließen:

Die SPD-Fraktion der Hamburgischen Bürgerschaft und die Bundestagsfraktion sowie die so-

zialdemokratischenMitglieder des Senats und der Bundesregierung sind aufgerufen, sich um-

gehend für eine Bundestags- und Bundesratsinitiative einzusetzen mit den folgenden Zielset-

zungen:

• Die Bekämpfung von geschlechtsspezifischer Gewalt gegen Frauen und Mädchen wird

zur Staatsaufgabe mit hoher Priorität erklärt.

• Zeitnah, angedacht ist ein Zeitraum bis Ende 2022, wird ein Runder Tisch mit Vertreter:

innen aus Politik, Verwaltung/Behörden, Justiz, Zivilgesellschaft, Medienlandschaft, For-

schung und Bildung eingerichtet mit dem Ziel:

1. Erarbeitung eines Abkommens zwischen Bund und Ländern zur Bekämpfung ge-

schlechtsspezifischer Gewalt gegen Frauen undMädchen, das konkrete Ziele, Maß-

nahmen und Projekte zur Umsetzung festlegt.

2. Für die Projekte undMaßnahmen zur Umsetzung der im Abkommen unter Ziffer 2a

benannten Ziele werden im Bund und den Ländern Haushaltsmittel in erforderli-

chem Umfang bereitgestellt.

3. Die zur Erreichungder imAbkommenergriffenenMaßnahmenundProjektewerden

regelhaft evaluiert und gegebenenfalls nachgesteuert.

• Bund und Länder erarbeiten einen „Ad-hoc-Nothilfeplan“ zur kurzfristigen Unterstüt-

zung von durch geschlechtsspezifische Gewalt betroffenen Opfern oder gefährdeten

Frauen und Mädchen. Hierzu zählen insbesondere die schnelle Bereitstellung von wei-

teren finanziellenMitteln für die Schaffung von Frauenhäusern und übergangsweise die

Bereitstellung von Mitteln für die Unterbringung in anderen geeigneten Einrichtungen

wie beispielsweise Hotels.
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